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A. Bericht des Abgeordneten Pohle (Eckernförde): 


1. Allgemeines 

Der Antrag wurde mit Datum vom 28. Mai 1954 
von den Antragstellern eingereicht und in der 
36. Sitzung des Deutschen Bundestages am 25. Juni 
1954 nach der ersten Beratung vom Plenum des 
Bundestages federführend dem Ausschuß für Fra- 
gen des Gesundheitswesens und mitberatend dem 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht nahm zuerst seine Beratungen 
über den Antrag auf und hörte in seiner Sitzung 
vom 10. November 1954 die Berichterstatterin Frau 
Dr. Kuchtner über die grundsätzlichen Fragen, die 
der Initiativgesetzentwurf aufwirft. 

Da es sich um einen Initiativgesetzentwurf han- 
delt und durch interfraktionelle Vereinbarung auf 
eine Begründung und Debatte in der ersten Bera- 
tung des Gesetzentwurfs verzichtet wurde, müs- 
sen an dieser 'Stelle die Ausführungen der Bericht- 
ers tatterin weitgehend herangezogen werden, da- 
mit die Problematik des Gesetzentwurfs sichtbar 
wird. Die Berichterstatterm ging in ihrem Referat 
von der Feststellung aus, daß, wenn bei der Schaf- 
fung eines Chemiker- und eines Ingenieurgesetzes 
und auch bei sonstigen Staatsgesetzen die Frage 
zur Orientierung steht, ob die Schaffxmg von Stan- 
desgesetzen Überhaupt erwünscht ist, ihres Erach- 
tens bei diesem Gesetzentwurf diese Frage aus- 
scheidet. Hier liegen die Verhältnisse ganz anders. 
An einer vernünftigen Regelung des Gesunidheits- 
wesens sind Staat und Öffentlichkeit stärkstens 
interessdert. 


Nachdem bis 1939 innerhalb des deutschen 
Reichsgebiets die völlige Kurierfreiheit bestanden 
hat, wurde durch Reichsgesetz vom 17. Februar 
1939 und eine Durchführungsverordnung hierzu 
vom 18. Februar 1939 in der Fassung von 1941 das 
sogenannte Heilpraktikergesetz geschaffen, das 
heißt die Berufsausübung all der Personen geregelt, 
die die Heilkunde ausüben, ohne Ärzte zu sein. 

In § 2 Abs. 1 dieses Heilpraktikergesetzes von 
1939 wurde die Berufsausübung von einer behörd- 
lichen Erlaubnis abhängig gemacht. Diese behörd- 
liche Erlaubnis wurde aber nur erteilt, wenn der 
Antrag hierauf bis zum 1. April 1939 gestellt wor- 
den war. Spätere Zulassungen sollten nunmehr 
ganz ausnahmsweise möglich sein. Die Rechtspre- 
chung hat nach dem Umbruch die Rechtsgültigkeit 
des Heilpraktikergesetzes von 1939 im wesent- 
lichen bejaht — es gibt auch einige andere Er- 
kenntnisise, sie sind aber nach Wissen der Bericht- 
erstatterin in der Minderheit — ■, jedoch mit der 
wesentlichen Einschränkung, daß die seit der Fest- 
setzung einer Endfrist für die Antragstellung be- 
stehende Zulassungssperre für Nachwuchskräfte 
für ungültig erklärt wurde. Hinzu kommt, daß das 
Gesetz in der Übergangszeit, vor Inkrafttreten des 
Grundgesetzes, verschiedene landesrechtliche Än- 
derungen erfahren hat, z. B. in Bremen. Eine Zu- 
sammenstellung findet sich bei Landmann-Roh- 
mer, Anmerkung 14 zu § 6 der Gewerbeordnung. 
Unter diesen Umständen ist es begreiflich, wenn 
der Wunsch nach einer Bereinigung oder doch 
einer einwandfreien Klarstellung der Rechtslage 
laut geworden ist. Hier muß sich nach Ansicht der 
Berichterstatterin der Gesetzgeber einmal entschei- 
den. 
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Insofern ist allerdings edne gewisse Beruhigung 
eingetreten, als sich nach einer Feststellung des 
Bundesministeriums des Innern vom 29. April 1953 
sämtliche Länder in der praktischen Handhabung 
der Dinge einer Entscheidung des Oberverwal- 
timgsgerichts angeschlossen haben, wonach auf An- 
trag die Erlaubnis zur Ausübung der Heilkunde 
ohne Bestallung als Ärzte erteilt wird, wenn eine 
behördliche Überprüfung des Bewerbers zufrie- 
denstellend ausgefallen ist. Seitdem sind — soweit 
es der Berichterstatterin bekannt ist — dem Bun- 
desministerium des Innern keine Klagen von Heil- 
praktikern darüber mehr zugegangen, daß ihnen 
die Erlaubnis zur Ausübung ihrer Tätigkeit ver- 
sagt worden wäre. 

Die Bundesregierung ist dem mehrfach an sie 
herangetragenen Ersuchen, einen neuen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, bisher nicht nachgekommen. Der 
Grund dürfte nach Meinung der Berichterstatte rin 
in der ablehnenden Haltung der Ärzteschaft zu 
suchen sein. Eine neue Regelung kann ihres Er- 
achtens nur drei Tendenzen verfolgen: 

1. Wiederhersteliung der Kurierfreiheit (Rechtszu- 
stand vor 1939) nach der Reichsgewerbeordnung; 

2. Beschränkung der Heilerlaubnis auf Ärzte; 

3. Zulassungsver fahren für nicht als Ärzte bestallte 
Personen ungefähr nach dem Modus des vorlie- 
genden Entwurfs. 

Der vorliegende Initiativantrag hat den letzten 
Weg beschritten. Die Zuständigkeit des Bundes ist 
nach dem Erachten der Berichterstatterin einwand- 
frei gegeben. Sie ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 19 
des Grundgesetzes. Der Rechtsausschuß ist nicht 
federführend, er hat nur zunächst zu entscheiden, 
ob die Berufsausübung der Heilpraktiker mit 
Rücksicht auf Artikel 12 Nr. 1 des Grundgesetzes 
an eine Erlaubnis gebunden werden kann. Das 
wird nach der bisherigen höchstrichter liehen 
Rechtsprechung zu Artikel 12 des Grundgesetzes 
unbedingt zu bejahen sein, da die Berufsausübung 
ja durch Gesetz geregelt werden kann. 

Folgende Einzelfragen treten auf: 

1. Die Versagung der Zulassung für Ausländer in 
§ 3 Buchstabe b. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat in einer Entscheidung vom 26. Januar 1954 
diese Bestimmung als mit dem Grimdgesetz ver- 
einbar erklärt. 

2. Durch die Definition des § 1 sollen Krankenpfle- 
ger, Säuglings- und Kinderpfiegerinnen imd an- 
dere Heilhilfstätige — z. B. Masseure — ausge- 
schlossen werden, für die jeweils besondere bun- 
des- oder landesrechtliche Vorschriften gelten. 

3. In § 2 taucht die Frage auf, ob die unteren Ver- 
waltungsbehörden die geeigneten Instanzen sind, 
um eine einheitliche Zulassungspraxis in den 
Ländern sicherzustellen. Nach Erachten der Be- 
richterstatterin ist das nicht der Fall. Die Hinzu- 


ziehung von ärztlichen, nicht nur von Heilprak- 
tiker- Standesverbänden müßte erwogen werden. 

4. In § 7 Abs. 2 — Ausübung der Heilkunde im 
Umherziehen — erscheint es der Berichterstatte- 
rin angesichts der bestehenden Mißbrauchsmög- 
lichkeiten nicht unbedenklich, nur eine Ord- 
nungsstrafe vorzunehmen. Absatz 3 wäre zu 
streichen. 

5. Schwierigkeiten hat der Begriff „Ausübung der 
Heilkunde“ gemacht, insbesondere die „Aus- 
übung der Heilkunde durch Angestellte und 
Vertreter von pharmazeutischen Fabriken“. Im 
neuen Entwurf fehlt die Bestimmung, die im 
alten Heilpraktikergesetz vorhanden wiar: „. . . 
auch wenn sie im Dienst von anderen ausgeübt 
werden“. Nach Ansicht der Berichterstatterin 
hätten wir hier, wenn der Entwurf in der vor- 
liegenden Fassung angenommen werden sollte, 
eine Rechtslücke. 

Auch die Erteilung von Ratschlägen beim Ver- 
kauf von Arzneifertigwaren hat die Rechtspre- 
chung schon beschäftigt. Der bayerische Verwal- 
tungsgerichtshof hat entschieden, daß diese Tätig- 
keit nicht unter das Heiipraktikergesetz fällt. Die 
Berichterstatterin empfahl, daß sich der Rechtsaus- 
schuß auch mit dieser Frage beschäftigen sollte. 

Der Ausschuß stimmte dem Vorschläge des Vor- 
sitzenden des Rechtsausschusses zu, daß die von 
der Berichterstatterin aufgezeigten staatsrecht- 
lichen Fragen von solcher Bedeutung seien, daß 
der Rechtsausschuß sie beraten sollte, ohne die 
Meinung des Gesundheitsausschusses zu hören, der 
diesen Gesetzentwiurf noch nicht behandelt habe. 

In einer zweiten Sitzung des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht schloß sich der 
Korreferent, Abgeordneter Wittrock, den Ausfüh- 
rungen der Referentin in der vorhergehenden 
Sitzung an, nämlich daß nach der höchstrichter- 
lichen Rechtsprechung zu Artikel 12 des Grundge- 
setzes die Berufs ausübung durch Gesetz geregelt 
werden könne, so daß § 1 Abs. 1 des vorliegenden 
Gesetzes mit Artikel 12 des Grundgesetzes verein- 
bar sei. Der § 9 des Gesetzes wurde vom Korrefe- 
renten als verfassungswidrig angesehen, weil aus 
ihm Inhalt, Zweck und Ausmaß der zu erlassenden 
Verordnung nicht ersichtlich sind. Dieser Meinung 
schloß sich der Rechtsausschuß an. Mit Rücksicht auf 
die Streichung des § 9 müßte dann in § 10 der Satz 2 
ebenfalls gestrichen werden. Der Korreferent ver- 
trat weiterhin die Auffassung, es käme in erster 
Linie darauf an, daß der Heilpraktiker ganz be- 
stimmte fachliche Gebietskenntnisse besitze, daß er 
vor allem wisse, welche Krankheiten er nach dem 
Gesetz nicht behandein dürfe, wie z. B. Geschlechts- 
krankheiten. Diese Kenntnisse müßten durch eine 
Eignungsprüfung festgestellt werden. 

Die vom Rechtsausschuß in einigen anderen Be- 
stimmungen des Gesetzes vorgebrachten Bedenken 
wurden im Protokoll festgehalten und dem Fach- 
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ausschuß mit dem Ersuchen zugeleitet, sich mit 
ihnen auseinanderzusetzen imd ihnen Rechnung 
zu tragen. 

Der Gesundheitsausschuß begann seine Beratun- 
gen zu dem Antrag am 30. März 1955. In seiner 
Sitzung vom 28. April 1955 beschloß der Ausschuß, 
zu seinen Beratungen die schon in der 1. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages verfaßten 
Stellungnahmen der Sachverständigen der einzel- 
nen Organisationen, die zur Heilpraktikerfrage ge- 
hört worden waren, den Mitgliedern des Gesrind- 
heitsausschusses abschriftlich zur Kenntnis zu brin- 
gen. Gehört wurden im Jahre 1950 der Bio- 
chemische Bund Deutschlands, der Kneipp-Ärzte- 
bund, der Verband der Deutschen Naturärzte, die 
Landesleitung der DAG, der Verbandsvorstand der 
Gewerkschaft öffentliche Dienste, der Deutsche 
Zentralverband homöopathischer Ärzte, die Deut- 
sche Heilpraktikerschaft, die Arbeitsgemeinschaft 
der Westdeutschen Ärztekammer, die medizinische 
Fakultät der Universität Köln, der Bund für natur- 
gemäße Lebens- und Heilweise, der Kneippbund, die 
Arbeitsgemeinschaft der Volksgesundheitsbewe- 
gung, die Arbeitsgemeinschaft für Parität der Heil- 
methoden, der Leiter für Naturheilkunde, der 
Homöopathische Verein Hamburg, der Berufsver- 
band der Heilpraktiker Nordrhein-Westfalen, der 
Verband der Privaten Krankenversicherung, der 
Landesverband der Deutschen Heilpraktikerschaft 
Nordrhein-Westfalen, die Deutsche Heilpraktiker- 
schaft, Felkebund. 

Ferner hörte der Ausschuß damals als Sachver- 
ständige die Herren Professoren Dr. Viktor von 
Weizsäcker und Dr. Dr. Gustav Schmalz. 

In der Sitzung des Gesundheitsausschusses vom 
25. Mai 1955 nahm die Bundesregierung durch 
einen Vertreter der Gesundheitsabteilung des Bun- 
desministeriums des Innern zu dem Gesetzentwurf 
Stellung. Es wurde von dem Vertreter des Bundes- 
ministeriums des Innern darauf hingewiesen, daß 
die ganze Schwierigkeit des Auftrages des Bundes- 
tages vom Dezember 1950, ein neues Heilpraktiker- 
gesetz vorzulegen, bei der gesetzestechnischen Be- 
arbeitung hervorgetreten sei. Das Ministerium 
habe sich nicht nur an den Beschluß des Bundes- 
tages gebunden gefühlt, sondern auch an die lan- 
gen Erörterungen im Gesundheitsausschuß, bei 
denen es um die Frage der Prüfung oder Über- 
prüfung gegangen sei. Die Schwierigkeit liege 
darin, daß die Bundesregierung eine Rechtsverord- 
nung erlassen müsse, in der klipp und klar gesagt 
sei, was Überprüfung sei und was zu prüfen sei. 
Als die Diskussion über diese Dinge begonnen 
habe, bestand nicht die Spur einer Erfahrung 
hierüber. Niemand habe gewußt, was man von 
den Heilpraktikern in einer solchen Prüfung ver- 
langen könne. Erst nachdem die Länder eine solche 
Überprüfung oder Prüfung durchgeführt hätten, 
seien einige Erfahrungen gesammelt worden. Das 
Ministerium wäre seiner Verantwortung nicht ge- 
recht geworden, wenn es eine Prüfung oder Über- 


prüfung in dem Gesetz vorgesehen hätte und sich 
keine Gedanken darüber gemacht hätte, wie eine 
solche Rechtsverordnung aussehen und was in einer 
solchen Überprüfung oder Prüfung verlangt wer- 
den solle. Eine zweckmäßige Gesetzgebung oder 
Verordnung habe deshalb vor dem Jahre 1953 gar 
nicht zustande kommen können, und wenn ein Ge- 
setz beschlossen worden wäre, wäre keinesfalls die 
Durchführungsverordnung zustande gekommen. 
Auch hätten die Länder erklärt, daß sie auf Grund 
gesammelter Erfahrungen nicht mehr die zuerst 
abgegebene Stellungnahme vertreten könnten. Das 
Ministerium habe jedenfalls geglaubt, daß kein 
Gesetz habe erlassen werden können, bevor es sich 
nicht mit dieser Schwierigkeit im Verein mit den 
Ländern gründlich ausein and er gesetzt habe. 

Die Antragsteller betonten in der Begründung zu 
ihrem Gesetzentwurf, daß sie sich nicht als die An- 
wälte der Heilpraktiker fühlten und daß es von ihnen 
aus peinlichst vermieden werden würde, etwa eine 
Kontrasteliung Heilpraktiker — Ärzte zu schaffen. 
Es ginge ihnen bei dem Gesetzentwurf um ein An- 
liegen der Volksgesundheit. Sie verwiesen ferner 
darauf, daß dieser Antrag eine Vorgeschichte hat 
und der Bundestag am 15. Dezember 1950 „ein- 
stimmig folgenden Beschluß gefaßt b.at: Die Bun- 
desregierung wird ersucht, beschleunigt den Ent- 
wurf eines Gesetzes vorzulegen, welches das Heil- 
praktikergesetz vom 17. Februar 1939 ablösen und 
den gegenwärtigen verfassungsrechtlichen und ge- 
werberechtlichen Bestimmungen entsprechen soll.“ 
Sie fühlten sich auch politisch mit als Vollstrecker 
eines Willens des Deutschen Bundestages der 
1. Wahlperiode, den dieser einstimmig zum Aus- 
drucl^ gebrarht hat und dem sich die Bundesregie- 
rung bis zur Einbringung des neuen Gesetzentwurfs 
im Jahre 1954 versagt hat. Bei aller Anerkennung 
der Kunst des Arztes soll aber auch den Heilprak- 
tikern Gerechtigkeit widerfahren. 

Wenn die Frage der Überprüfung bzw. Prüfung 
den Vertretern der Gesundheitsabteilung soviel 
Schwierigkeiten mache, dann müsse man an die 
Ausführungen eines so hervorragenden Mannes 
wie Professor Dr. Schmalz erinnern, der auf eine 
konkrete Frage im Gesundheitsausschuß der 
1. Wahlperiode sagte, daß das Intuitive nicht prüf- 
bar sei. Er könne sich aber denken, daß man ge- 
wisse Dinge in der Prüfung verlangen müsse, da- 
mit der Heilpraktiker keinen Schaden anrichte. 
Z. B. müsse er einen perforierten Blinddarm und 
eine beginnende Bauchfellentzündung erkennen, 
um die alsbaldige Operation zu veranlassen. Eben- 
so liege es bei den ansteckenden Krankheiten. Sie 
verwiesen ferner auf die Ausführungen des Vertre- 
ters der Westdeutschen Ärztekammern, der als 
Sachverständiger in der 1. Wahlperiode des Bun- 
destages zu dem Antrag der Schaffung eines Heil- 
praktikergesetzes gehört worden war und der sich 
gegen die Wiederherstellung der Kurierfreiheit 
ausgesprochen habe. Nehme man aber Abstand von 
einer Überprüfung bzw. Prüfung, so stelle man da- 
mit verschleiert die Kurierfreiheit wieder her, und 



dies würde von den Antragstellern als eine Ge- 
fahr für die Erhaltung und Hebung der Volksge- 
sundheit angesehen. 

Bei der Frage der Überprüfung bzw. Prüfung 
einer Person, die die Erlaubnis, als Heilpraktiker 
tätig zu sein, haben möchte, ergaben sich im Ge- 
sundheitsausschuß langanhaltende Debatten von 
grundsätzlicher Bedeutung. Im Verlaufe dieser 
Auseinandersetzungen kam der Gesundheits aus- 
schuß erneut zu dem Beschluß, einige Sachverstän- 
dige zu hören, besonders auch aus dem Kreis der 
Amtsärzte, die bisher bei der Überprüfung von 
Heilpraktikeranwärtern beteiligt waren. 

Auch die Meinungen der erneut geladenen Sach- 
verständigen waren nicht einheitlich. Ein amts- 
ärztlicher Sachverständiger trug dem Ausschuß 
vor, daß jeder Amtsarzt, der heute in eine solche 
Prüfung eingeschaltet werde, sich in seinem Ge- 
wissen außerordentlich bedrückt fühle; deshalb sei 
es der Wunsch aller Amtsärzte, daß ihnen, wenn 
sie die Prüfung abnehmen sollten, auch der Prü- 
fungsmaßstab in Form einer Prüfungsordnung zur 
Verfügung gestellt werde. 

Ein Regierungsmedizinalrat gab seiner Meinung 
dahingehend Ausdruck: Bei der Feststellung der 
fachlichen Eignung habe sich -gezeigt, daß es aus- 
geschlossen sei, die Kenntnisse zu prüfen; denn da- 
zu müßten in der Prüfungskommission jeweils 
Chiropraktiker und andere Spezialisten sitzen. 
Deshalb habe man den Vorschlag gemacht, sich p 
Stelle des Begriffs „Prüfung“ auf den Begriff 
„Überprüfung“ zu beschränken, wobei der Kan- 
didat seine Kenntnis der einschlägigen Gesetze, 
wie etwa der Seuchengesetze — wenn nicht in- 
direkt eine Gefahr für die Volksgesundheit ent- 
stehen soll — , und als weitere Voraussetzung die 
Kenntnis der Symptome der einzelnen Infektions- 
krankheiten sowie der klinischen Erscheinungen 
nachweisen müsse. Diesen Standpunkt habe man 
seither beibehalten und sich lediglich darauf be- 
schränkt, diesen Erfordernissen sinngemäß nach- 
zukommen. Fast alle Amtsärzte hätten sich dieser 
Auffassung angeschlossen, und man überprüfe nur 
noch Gesetzeskunde, Persönlichkeit, sittliche Eig- 
nung, polizeiliches Führungszeugnis sowie die 
Frage, ob der betreffende eine Gefahr für die 
Volksgesundheit sein könne. Diejenigen Bewerber, 
die den genannten Forderungen nicht entsprochen 
hätten, habe man rücksichtslos durchfallen lassen. 
Mit dieser Übung sei man gut gefahren. Auf ‘die 
Frage an den Sachverständigen, ob der Sachver- 
ständige die gegenwärtige Art der Prüfung hin- 
sichtlich ihres Wertes im Interesse der Volksge- 
sundheit für genügend halte, gab er zur Antwort, 
daß bisher noch keine Nachteile festgestellt wor- 
den seien, jedoch nähmen sich die Heilpraktiker — 
im Gegensatz zu früher — • sehr in acht. Natürlich 
habe man bei der Prüfung nicht nur die Kenntnis 
der Gesetzesparagraphen verlangt, sondern auch 
das Wissen um die Symptome - der -einzelnen Er- 
krankungen imd die klinischen Erscheinungen der 
im Gesetz aufgeführten Krankheiten. Anderenfalls 


habe die Prüfung keinen Zweck. Wenn die Bewer- 
ber dieser Forderung entsprächen, könne eine 
direkte Gefahr für die Volksgesundheit nicht vor- 
liegen. 

Der Sachverständige der Heilpraktikerschaft 

hielt eine Koexistenz zwischen Ärzten und Heil- 
praktikern in der Praxis durchaus für möglich und 
verwies auf seine gute und freundschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit Ärzten und Universitätsprofes- 
soren. Man habe gemeinsam eine Formel gefun- 
den, wie man sich über Diagnostik, Therapie usw. 
einigen könne. Was die Heilpraktiker dabei zu bie- 
ten hätten — die Kräuterkunde, Naturheilkunde, 
Chiropraxis, Bindegewebskunde, Ausdruckskunde, 
Balneologie usw. — , würde von der anderen Seite 
durch klinische und laboratoriumstechnische Er- 
rungenschaften ausgeglichen. 

Ein weiterhin als Sachverständiger geladener 
Universitätsprofessor ging in seinen Darstellungen 
von der Fragestellung aus, wie eine Überprüfung 
der Heilpraktiker aussehen müsse, damit keine Ge- 
fahr für die Volksgesundheit bestehen könne. Er 
wies einleitend darauf hin, daß schon wesentliche 
Verschärfungen des ärztlichen Studiums eingeführt 
worden seien und daß trotzdem vielfach eine wei- 
tere Verschärfung und Konzentrierung gefordert 
werde, weil die gegenwärtige Ausbildung noch nicht 
den Anforderungen gerecht würde. Zu den Grün- 
den für die siebenjährige medizinische Ausbildung 
führte der Sachverständige mit an, vielfach sei nicht 
bekannt, daß ein sehr großer Teil der Krankhei- 
ten, etwa 70 v. H., auch von den Ärzten nicht 
grundsätzlich beeinflußt werden könne; sie heilten 
aus oder führten zum Tode. Der Arzt könne nur 
Symptome verbessern oder Erleichterungen brin- 
gen. Erkrankungen wie die pernioiöse Anaemie 
und die Endocarditis lenta hätten bei den früheren 
Behandlungsmethoden unausweichlich zum Tode 
geführt, während man die Patienten heute jedoch 
schon in einen arbeitsfähigen und lebenswerten 
Zustand bringen könne, wenn die außerordentlich 
schwierige Diagnose rechtzeitig gestellt werde. 
Diese Krankheitszustände mit -der größtmenschen- 
möglichen Sicherheit zu erkennen, sei nur nach 
langjährigem Studium und der Ablegung des me- 
dizinischen Staatsexamens, das auch nach seiner 
Ansicht noch erschwert werden müsse, möglich. 
Ferner gehöre zum Arztsein noch die ärztliche Per- 
sönlichkeit, das Plelfenwollen und ein einfühlen- 
des Verständnis, ohne das im Zusammenhang mit 
einem umfangreichen Wissen eine bedenkliche 
Form ärztlicher Tätigkeit entstehen müsse. Man 
könne einen Menschen nicht „überprüfen“, ohne 
daß man ihn einem Examen unterwerfe, das in 
etwa dem medizinischen Staatsexamen -entspreche. 

Ein weiterhin als Sachverständiger gehörter Me- 
dizinaldirektor berichtete über die Erfahrung mit 
Heilpraktikerprüfungen am Gesundheitsamt einer 
Großstadt. Von 1953 bis 1955 seien insgesamt 20 Prü- 
fungen durchgeführt worden, bei 11 Prüflingen mit 
und bei 9 Prüflingen ohne Erfolg. Die gestellten 
Anforderungen erstreckten sich lediglich darauf, 
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einen Einblick in die fundamentalen Kenntnisse 
eines Heilpraktikers zu bekommen, sich eine ige- 
wisse Sicherheit zu verschaffen, ob der Prüfling 
die charakterlichen Qualitäten habe — insbesondere 
bezüglich der bestehenden Behandlungsbeschrän- 
kungen — ■ und sich über seine Kenntnis sowo-hl der 
gesetzlichen Bestimmungen als auch der übertrag- 
baren Krankheiten ein Bild zu machen. Mehr solle 
und könne auch nicht in dieser Prüfung erreicht 
werden. 

Des weiteren würden die Kenntnisse in Sym- 
ptomatologie der Krankheiten und in der Diffe- 
rentialdiagnostik geprüft, denn der Heilpraktiker 
dürfe schließlich nach bestandener Prüfung, von 
den festgelegten Ausnahmen abgesehen, alle an 
ihn herangetragenen Krankheiten behandeln. Das 
nach einer solchen Prüfung im Hinblick auf die 
Gefahr für die Gesundheit des Volkes zu treffende 
Urteil falle demgemäß außerordentlich schwer, und 
man müsse sich dabei auch auf das Miturteil der 
Heilpraktiker verlassen, weil sich der Amtsarzt bei 
der Prüfung etwas als Außenseiter vorkomme. 

Die Antragsteller gaben zu den Darstellungen 
der Sachverständigen die Erklärung ab, daß sie 
nun noch verstärkt der Ansicht seien, daß gerade 
wegen der aufgezeigten Schwierigkeiten eine bun- 
desgesetzliche einheitliche Regelung zu schaffen 
sei. Sie schlossen sich auch der Meinung eines 
Sachverständigen an, der die Schulausbildung und 
die Ausbildung aus eigener geistiger Entwicklung 
gleichschätzte, da entscheidend die Begabung des 
Menschen sei, die als Naturanlage angesehen wer- 
den müsse. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Gegen die Fassung des Absatzes 1 wurden vom 
Ausschuß keine Bedenken erhoben. 

Absatz 2 wurde vom Ausschuß in der vom Bun- 
desministerium vorgeschlagenen Fassung ange- 
nommen. 

Absatz 3 wurde nach einer Formulierung des 
Bundesministeriums des Innern angenommen. 

Zu § 2 

In Absatz 1 wurden die Worte „untere“ Verwal- 
tungsbehörden durch „zuständige“ Verwaltungs- 
behörden ersetzt. Das Benehmen mit dem Gesund- 
heitsamt wurde gestrichen. 

Absatz 2 wurde gestrichen. 

Absatz 3 wurde gestrichen. 

Absatz 4 wurde gestrichen. 

Zu § 3 

In § 3 wurde der Buchstabe a unverändert nach 
der Vorlage angenommen. 


Buchstabe b erhielt eine Fassung analog dem 
Gesetzentwurf über das Apothekenwesen. 

Die Buchstaben c und d entsprechen unverändert 
der Vorlage. 

Buchstabe e wurde neugefaßt. Durch die Neu- 
fassung soll klar zum Ausdruck kommen, daß es 
nicht auf die Art der Verfehlung ankommt, son- 
dern auf die Zuverlässigkeit bzw. Unzuverlässig- 
keit in der Ausübung der Heilkunde. 

Zu den Buchstaben f und g trug der Vertreter 
des Bundesministeriums des Innern das Anliegen 
vor, diese Buchstaben zu streichen. Der Ausschuß 
beschloß demgemäß. 

Buchstabe h löste die schon bereits angeführte 
lebhafte Diskussion aus, wobei das Bundesmini- 
sterium des Innern die Meinung vertrat, daß die- 
ser Buchstabe gestrichen werden müßte. Die An- 
tragsteller wandten sich gegen die Streichung des 
Buchstaben h, da mit dessen Streichung praktisch 
die Kurierfreiheit wieder eingeführt würde und 
jedermann die Erlaubnis zur Ausübung der Heil- 
kunde erteilt werden müsse. Die Streichung des 
Buchstaben h wurde mit Mehrheit gegen die Stim- 
men der Antragsteller beschlossen. 

Zu § 4 

Der Absatz 1 wurde nach Wegfall der Buchsta- 
ben f und g in § 3 nach einem Vorschlag des Bun- 
desministeriums des Innern neu formuliert. Ebenso 
erhielt Absatz 2 eine Neuformulierung. Die Ab- 
sätze 3 und 4 wurden gestrichen. 

Zu § 4 a 

Dieser Paragraph wurde nach der Streichung der 
Absätze 3 und 4 des § 4 neu eingefügt. Die Formu- 
lierung ist in Angleichung an die entsprechende 
Bestimmung im Gesetz über die Ausübung der 
Zahnheilkunde erfolgt. 


Zu § 5 

Um den vorgetragenen Bedenken des Rechtsaus- 
schusses Rechnung zu tragen, wurde auch dieser 
Paragraph neu gefaßt. Auch hier hat man sich 'bei 
der Neufassung an das Gesetz über die Ausübung 
der Zahnheilkunde angelehnt. 

Zu § 6 

Der § 6 wurde unverändert angenommen. Der 
Ausschuß war hierbei der Auffassung, daß unter 
„Umherziehen“ nicht die Ausübung eines Wander- 
gewerbes zu verstehen ist. 

Zu § 7 

Diese Formulierung stellt gegenüber der bis- 
herigen Fassung der Drucksache 560 lediglich eine 
redaktionelle Änderung dar. 
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Zu § 7 a 

Durch die Neufassung des § 7 und die Streichung 
der bisherigen Absätze 2 und 3 in diesem Para- 
graphen erweist sich die Einfügung eines neuen 
Paragraphen 7 a als notwendig. Der Ausschuß be- 
schloß demgemäß. 

Zu § 8 

Der Paragraph wurde entsprechend der Druck- 
sache 560 unverändert angenommen. 

Zu § 8 a 

Es wurde ein neuer § 8 a eingefügt, nach wel- 
chem unter die Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht Einrichtungen im Raihmen eines Handwerks 
oder sonstigen Gewerbetriebes, die lediglich auf 
den Ausgleich körperlicher Störungen eingerichtet 
sind, fallen. Dieser § 8 a garantiert den technischen 
und Handwerksbetrieben ihren überlieferten Tä- 
tigkeitsbereich. Er stellt klar, daß z, B. die Pro- 
duktion und der Vertrieb von Hörgeräten auch in 
Zukunft im Rahmen eines technischen Gewerbes 
stattfinden dürfe, daß Augenoptiker Brillen be- 
stimmen, Brillen anfertigen und anpassen dürfen, 
daß Orthopädiemechaniker orthopädische Appa- 
rate hersteilen dürfen usw. Um die Aufzählung in 
einem Katalog zu vermeiden, begnügt sich die Aus- 
nahmebestimmung damit, sie durch das gemein- 
same Merkmal des Ausgleichs körperlicher Störun- 
gen zu kennzeichnen. 


Zu § 9 

In Konsequenz der Streichung des Buchstabens h 
in § 3 der Drucksache 560 beschloß der Ausschuß 
mit Mehrheit auch die Streichung des § 9. 

Zu § 10 

Dieser Paragraph wurde unverändert nach der 
Drucksache 560 angenommen. 

Zu § 11 

Absatz 1 wurde unverändert nach der Druck- 
sache 560 angenommen. 

In Absatz 2 beschloß der Ausschuß, den Halbsatz 
des Entwurfs 

„ . . . , jedoch verbleibt es bei der Außerkraftset- 
zung der §§ 56 a Abs. 1 Nr. 1 und 148 Abs. 1 
Nr. 7 a der Reichs ge werbeordnung, soweit sie sich 
auf die Ausübung der Heilkunde im Sinne dieses 
Gesetzes beziehen“ 

zu streichen. Der Ausschuß hielt diesen Passus 
im Hinblick auf die ständige Rechtsprechung und 
die vom Rechtsausschuß des Bundestages geäußer- 
ten Bedenken für überflüssig. 


Bonn, den 22. Januar 1957 

Pohle (Eckernförde) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 560 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. November 1956 

Der Ausschuß für Fragen des 
Gesundheitswesens 


Dr. Hammer 

Vorsitzender 


Pohle (Eckernförde) 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Ehren, Pohle (Eckernförde), 
Bedter (Hamburg) und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Ausübung 
der Heilkunde ohne Bestallung 
(Heilpraktikergesetz) 

- Drudisache 560 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Fragen des Gesundheitswesens 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 

über die AusüburLg der Heilkurbde ohne 
Bestallung {Heilpraktikergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Buri/desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

(1) Wer die Heilkunde berufs- oder ge- 
werbsmäßig ausüben will und nicht als Arzt 
bestallt ist, bedarf dazu der Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Heilkunde im Sinne die- 
ses Gesetzes ist jede Tätigkeit zur Feststel- 
lung, Heilung oder Linderung von Krankhei- 
ten, Leiden oder Körperschäden bei Men- 
schen. 


(3) Wer die Erlaubnis nach Absatz 1 er- 
halten hat, führt die Ber ufshczcidinnng „Heil- 
praktiker“. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausüfbung der Heilkunde ohne 
Bestallung (Heilpraktikergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmun^g des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Wer die Heilkunde ausüben will und 
nicht als Arzt bestallt ist, bedarf dazu der 
Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Heilkunde im Smne die- 
ses Gesetzes ist die Berufs- oder gewerbs- 
mäßige Feststellung, Heilung oder Linde- 
rung von Krankheiten, Leiden oder Körper- 
schäden des Menschen. Personen, die auf 
dem Gebiete der Gesundheitspflege nur auf 
Anweisung oder unter Aufsicht eines Arztes 
tätig sind, üben die Heilkunde nicht aus. 

(3) Die Erlaubnis nach Absatz 1 berech- 
tigt zur Führung der Bezeichnung „Heil- 
praktiker“. 
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Entwurf 

§2 

(1) Über einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis entscheidet die untere Verwaltungs- 
behörde im Benehmen mit dem Gesundheits- 
amt. 

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag 
ist die in dem Bereich des zuständigen Ge- 
sundheitsamtes als maßgeblich anzusehende 
Beruf sorganiation der Heilpraktiker zu hören. 
Das Nähere regeln die Landesregierungen. 

(3) Gegen den Bescheid können der Antrag- 
steller und die gemäß Absatz 2 angehörte 
Berufsorganisation der Heilpraktiker binnen 
zwei Wochen Beschwerde einlegen. Über diese 
entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde 
nach Anhörung eines Gutachterausschusses ^ der 
aus einem V ersitzenden y der weder Arzt noch 
Heilpraktiker sein darf und die Befähigung 
zum Richteramt haben muß, zwei Ärzten und 
zwei Heilpraktikern besteht. Die Berufung 
der Mitglieder des Gutachterausschusses wird 
durch die Landesregierung geregelt. 

(4) Gegen die Beschwerdeentscheidung ist 
binnen einem Monat die weitere Beschwerde 
an die oberste Landesbehörde zulässig. 

§ 3 

Die Erlaubnis wird nicht erteilt, 

a) wenn der Antragsteller das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, 

b) wenn er nicht die deutsche Staatsange- 
hörigkeit besitzt. 


c) wenn er nicht mindestens abgeschlossene 
Volksschulbildung nachweisen kann, 

d) wenn er nicht im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte ist, 

e) wenn sich aus Tatsachen ergibt, daß ihm 
die sittliche Zuverlässigkeit fehlt, insbe- 
sondere wenn schwere strafrechtliche oder 
sittliche Verfehlungen vorliegen, 

f) wenn ihm infolge eines körperlichen Lei- 
dens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen oder körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht die für die Berufsausübung 
erforderliche Eignung fehlt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 2 

Über einen Antrag auf Erteilung der Er- 
laubnis entscheidet die zuständige Verwal- 
tungsbehörde. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


(4) entfällt 


§ 3 

Die Erlaubnis wird nicht erteilt, 

a) unverändert 

b) wenn er nicht Deutsdier im Sinne des Ar- 
tikels 116 des Grundgesetzes oder heimat- 
loser Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Reditsstellung heimatloser Aus- 
länder im Bundesgebiet vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) ist, 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) wenn sich aus erwiesenen Verfehlungen 
seine Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
der Heilkunde ergibt. 

f) entfällt 
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Entwurf 

g) wenn mit Sicherheit anzunehmen isty daß 
er die Heilkunde neben einem anderen 
Beruf ausüben wird, 

h) wenn eine vor dem Gesundheitsamt unter 
maßgeblicher Mitbeteiligung von Heil- 
praktikern abzulegende Überprüfung des 
Antragstellers ergibt, daß die Ausübung 
der Heilkunde durch ihn eine Gefahr für 
die Volksgesundheit bedeuten würde. Die 
Mitbeteiligung von Heilpraktikern wird 
durch die Landesregierungen geregelt. 

§4 

(1) Die Erlaubnis ist durch die höhere 
V erwaltungsbehörde zurückzunehmen, wenn 
naditräglidie Tatsachen eintret en oder be- 
kannt die eine Versag^/wg der Er- 

laubnis nach § 3 rechtfertigen würden. 


(2) Vor Zurücknahme der Erlaubnis ist der 
in § 2 Abs. 3 bezeichne te Ausschuß zu hören. 

(3) Gegen die Zurücknahme der Erlaubnis 
ist binnen einem Monat die Beschwerde an 
die oberste Landesbehörde zulässig. 

(4) Die Erlaubnis kann wieder erteilt wer- 
den, wenn dies auf Grund einer Veränderung 
der Umstände als unbedenklich erscheint. 


siehe§4Abs. 4 


In schweren Fällen, insbesondere hei einem 
dringenden Verdacht einer schweren straf- 
rechtlichen Verfehlung, kann die höhere Ver- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

g) entfällt 


h) entfällt 


§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzumehmen, 

wenn 

a) die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Erlaubnis irrtümlich als gegeben ange- 
nommen wurden, 

b) Tatsachen nachträglich bekanntgewor- 
den sind, die ein Versagen der Erlaubnis 
nach § 3 rechtfertigen, 

c) der Heilpraktiker die Heilkunde in Ver- 
bindung mit einem anderen Beruf auf 
dem Gebiete der Gesundheitspflege aus- 
übt, 

d) dem Heilpraktiker infolge eines körper- 
lichen Leidens oder wegen Schwäche sei- 
ner körperlichen oder geistigen Kräfte 
oder wegen einer Sucht die für die Be- 
rufsausübung erforderliche Eignung fehlt, 

(2) Der Heilpraktiker ist vorher zu 

hören. 

(3) entfällt 

(4) entfällt hier 

siehe § 4 a 


§ 4 a 

Die Erlaubnis ist auf Antrag wieder zu er- 
teilen, wenn nachträglich Umstände eingetre- 
ten sind, die die Wiederaufnahme der Tätig- 
keit als Heilpraktiker unbedenklich erschei- 
nen lassen. 

§ 5 

(1) Ist ein Heilpraktiker einer mit Frei- 
heitsstrafe bedrohten schweren Verfehlung 
dringend verdächtig, so kann ihm die Aus- 
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E n t w u r (f 

waltungsbehörde ein vorläufiges Verbot der 
Berufsausübung gegen einen Heilpraktiker 
anordnen, wenn dies zur Abwehr einer Ge- 
fahr für die Volks ge sundheit als geboten er- 
scheint. Dem Heilpraktiker und der Berufs- 
organisation, der er angehört, ist Gelegenheit 
zu geben, sich vor der Anordnung des vor- 
läufigen Berufsausübungsverbotes zu äußern. 

§6 

Die Erlaubnis nach § 1 berechtigt nicht zur 
Ausübung der Heilkunde im Umherziehen. 

§7 

(1) Wer ohne Erlaubnis die Heilkunde aus- 
übt oder unberechtigt die Bezeichnung „Heil- 
praktiker'' führt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer die Heilkunde im Umherziehen 
ausübt oder eine auf Grund dieses Gesetzes 
erlassene Vorschrift verletzt, begeht eine Ord- 
nungswidrigkeit. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


siehe§7Abs. 2 


siehe § 7 Abs. 3 


§ 8 

Eine auf Grund des Heilpraktikergesetzes 
vom 17. Februar 1939 (Reichsgesetzbl.I S.251) 
erteilte Erlaubnis gilt als Erlaubnis im Sinne 
dieses Gesetzes. 


§9 

Der Bundesminister des Innern erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- 
und V erwaltungsvor Schriften. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Übung der Heilkunde vorläufig untersagt 
werden. Der Heilpraktiker ist vorher zu 
hören. 

(2) Die Untersagung verliert ihre Wir- 
kung, wenn nidit binnen drei Monaten eine 
geriditliche Untersudiung (§ 151 der Straf- 
prozeßordnung) eingeleitet worden ist. 


§ 7 

(1) Wer, ohne als Arzt bestallt zu sein 
oder ohne eine Erlaubnis nadi § 1 zu besit- 
zen, die Heilkunde ausübt, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) entfällt hier 

siehe 5 7a Abs. 1 


(3) e n t if ä 1 1 1 hier 

siehe § 7a Abs. 2 
§ 7a 

(1) Eine Ordnungs Widrigkeit begeht, wer 

der Vorschrift des § 6 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

§ 8 

unverändert 


§ 8a 

Unter die Bestimmungen dieses Gesetzes 
fallen nicht Verrichtungen im Rahmen eines 
Handwerks- oder sonstigen Gewerbebetrie- 
bes, die lediglidi auf den Ausgleidi körper- 
licher Störungen geriditet sind. 

§ 9 

entfällt 
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Entwurf 
§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten das Heilpraktikerge- 
setz vom 17. Februar 1939 (Reicisgesetzbl. I 

5. 251) und die zu diesem Gesetz erlassenen 
Durchführungsverordnungen außer Kraft, je- 
doch verbleibt es bei der Außerkraftsetzung 
der §§ 56 a Abs. 1 Nr. 1 und 148 Abs. 1 
Nr. 7 a der Reichsgewerbeordnung, soweit sie 
sich auf die Ausübung der Heilkunde im 
Sinne dieses Gesetzes beziehen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 10 

unverändert 


§ 11 

(1) unverändert 

(2) Gleichzeitig treten das Heilpraktiker- 
gesetz vom 17. Februar 1939 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 251) und die zu diesem Gesetz erlas- 
senen Durchführungsverondnungen außer 
Kraft. 


11 



